Aggressive Liberalisierung 

Die WTO-Verhandlungen sind bislang wenig förderlich für Entwicklungsländer

Wenn es nach der Weltbank geht, dann haben die Entwicklungsländer große Gewinne aus der Libera​lisierung zu erwarten. Doch während sie vor zwei Jahren noch von 539 Mrd. US$ sprach, nennt sie heute nur 90 Milliarden. Und US-Wissenschaftler stellen auch diesen Betrag in Frage. Ihrer Meinung nach ist es selbst aus „strenger ökonomischer Betrachtung“, ob es Netto-Gewinne für die Entwicklungsländer geben wird. Die Gründe dafür verdeutlicht ein Blick auf die Vorschläge der Europäischen Union und der Vereinigten Staaten für den Handel mit Industriegütern, für Dienstleistungen und Landwirtschaft.

Industriegüter: Die EU-Kommission fährt, unterstützt von der Bundesregierung einen aggressiven Liberalisierungskurs. Sie möchte die Zölle der Entwicklungsländer für Industriegüter radikal sinken sehen. Das verbaut dort jegliche Chancen einer nachhaltigen industriellen Entwicklung; es beschneidet den wirtschaftspolitischen Spielraum, um Industrien zu erhalten oder aufzubauen. Statt Arbeitsplätze in Entwicklungsländern zu schaffen, forciert auch die deutsche Regierung, dass Unternehmen schliessen müssen – und so Arbeitslosigkeit und Armut steigen. Da Forst- und Meeresprodukte auch zu den „Industriegütern“ zählen, nehmen die Europäer in Kauf, dass Wälder kahlgeschlagen und Meere leergefischt werden. Alles, um mehr Geld in die Kassen von multinationalen Konzernen wie BASF, Bayer, Volkswagen und Daimler Chrysler zu spülen.

Dienstleistungen: Auch hier fordert die Industrie eine weitgehende Öffnung der Märkte in den Entwicklungsländern. Mit Erfolg. Die deutsche Bundesregierung unterstützt die Bemühungen der EU-Kommission, diese Staaten auf Mindestanforderungen für eine Liberalisierung festzulegen. Das gilt zunächst für alle 163 Sektoren; das Spektrum reicht von Versicherungen, Finanzdienstleistungen, Energie und Seeverkehr bis zu Gesundheit, Bildung, Telekommunikation und den Vertrieb von Lebensmitteln in Supermärkten. Es ist praktisch kein Bereich gesellschaftlichen Lebens ausgenommen. Das schränkt wichtige politische Regulierungsmöglichkeiten ein – teilweise mit dramatisch negativen Folgen, wie das Beispiel Südafrika zeigt. WTO-Verpflichtungen der Regierung im Gesundheitswesen verhindern dort beispielsweise, dass Auflagen wie die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten in unterversorgten Gegenden oder die Ausbildung von Gesundheitsberatern auf Gemeindeebene gemacht werden können.

Landwirtschaft: Auch beim Handel mit Lebensmitteln drängt das Agrobusiness auf eine Marktöffnung in den Entwicklungsländern. Große Lebensmittelkonzerne wie Nestlé und Unilever stehen da ganz vorne. (Effektive; Anmerkung des Autors) Ausnahmeregeln für Grundnahrungsmittel oder ein Schutzmechanismus, der höhere Zölle bei Marktstörungen (bei allen Agrarprodukten; Anm. des Autors) ermöglichen würde, sollen verhindert werden. Sie beschränken in ihren Augen nur unnötigerweise die gewünschte Marktöffnung. Wer das Nachsehen hat, ist heute schon abzusehen: Kleinbauern in Entwicklungsländern, die nicht mit den steigenden Billigimporten konkurrieren können – und so weiter ins Abseits gedrängt werden. Und im Aufbau befindliche Industrien in der Lebensmittelverarbeitung, die der harten Konkurrenz hilflos ausgeliefert sind.

Eine Verhandlungsagenda, die wichtige wirtschaftspolitische Spielräume und Regulierungsmöglich​keiten beschränkt und eine Liberalisierung aggressiv vorantreibt, leistet keinen positiven Beitrag zur Entwicklung. Sie verschärft soziale Ungleichheit, Verarmung und den Raubbau an natürlichen Ressourcen.
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